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Wahlunterlagen in einem Rucksack durch Bremer-
haven transportiert worden sind.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD – Abg.
T i m k e  [BIW]: Nein!)

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Timke (BIW): Herr Innensenator, Sie sind für
die Ernennung der Wahlbereichsleiter zuständig. Das
heißt also, Sie halten an der Personalie Ulrich Frei-
tag als Wahlbereichsleiter fest?

Senator  Mäurer:  Ich  habe  da  überhaupt  keine
Zweifel.

Präsident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen nicht
vor.

Die zweite Anfrage trägt den Titel „Digitaler Per-
sonalausweis – ist Sicherheit eine Frage des Stand-
punkts?“.  Die  Anfrage  ist  unterschrieben  von  den
Abgeordneten  Fecker,  Dr.  Güldner  und  Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen.

Bitte, Herr Kollege Fecker!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Sind dem Senat Sicherheitsmängel beim
neuen digitalen Personalausweis bekannt?

Zweitens: Wenn ja, wie bewertet der Senat diese
Mängel, und welche Konsequenzen ergeben sich da-
raus für das Bundesland Bremen?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1 und 2: Nach Auskunft des Bundesmi-
nisteriums des Inneren ist das Sicherheitsniveau des
neuen Personalausweises sehr hoch.

Die aufgekommene Kritik bezieht sich auf die Op-
tion, den neuen Personalausweis als elektronischen
Identitätsnachweis zum Beispiel für die Abwicklung
von Internetgeschäften oder Onlinebanking zu nut-
zen. Bei der Verwendung einfacher Lesegeräte wird
befürchtet,  dass  die  sechsstellige  Geheimnummer
ausgespäht wird, indem eine heimlich auf dem PC
installierte Schadenssoftware die über die PC-Tas-
tatur eingegebene Geheimnummer mitliest.

Höherwertige Lesegeräte haben eine eigene Tas-
tatur, die angesprochene Gefährdung soll in diesen
Fällen bedeutend geringer sein. Das Bundesamt für
Sicherheit in der Informationstechnik empfiehlt zudem
regelmäßige Software-Updates, die Einrichtung ei-

ner Firewall und eines Virenschutzes. Bremen hält
darüber hinausgehende Maßnahmen derzeit nicht
für erforderlich. – Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Fecker, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Ja, Herr
Präsident! Herr Senator, Bremen teilt also nicht die
in der Diskussion befindliche Meinung, die Einfüh-
rung des neuen Personalausweises zu verschieben?
Der Ausweis soll am 1. November eingeführt werden.

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Nein, wir halten an diesem Zeit-
plan fest.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Ja! Sie ha-
ben eben ausgeführt, Herr Senator, dass das Grund-
problem das Kartenlesegerät sei. Nun habe ich Pres-
seberichten entnommen, dass die Bundesregierung
plant, diese Kartenlesegeräte breit einzusetzen, sage
ich jetzt einmal ganz vorsichtig. Ist Ihnen bekannt,
ob es sich dabei um die von Ihnen eben mit erhebli-
chen Sicherheitsbedenken versehenen Geräte oder
um die etwas sichereren Geräte handelt?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ich hoffe, dass die Bundesregie-
rung die sicheren Geräte nimmt. Sicher bin ich aber
nicht.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Ja! Herr
Senator, gibt es Situationen, in denen in bremischen
Behörden diese Kartenlesegeräte in irgendeiner Form
zum Einsatz kämen?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Da muss ich nachfragen, das kön-
nen wir vielleicht in der Deputation einmal anspre-
chen. Das sind wirklich Fragen für Experten.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Eine letzte
Frage! Da jetzt feststeht, dass zumindest einige Kar-
tenlesegeräte sicherheitsrelevant problematisch sein
könnten, gibt es die Möglichkeit, dass über das Stadt-
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amt oder andere Behörden darauf hingewiesen wird,
doch lieber die sichere Variante mit einer eigenen
Eingabetastatur zu verwenden?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Ja, ich denke, das ist ein guter
Hinweis,  den  ich  gern  aufgreife!  Wir  werden  uns
überlegen, wie wir das auch kommunizieren können.

Präsident Weber: Herr Senator, weitere Zusatzfra-
gen liegen nicht vor.

Die  dritte  Anfrage  befasst  sich  mit  dem  Thema
„Private Waffen weiterhin auf dem Küchentisch?“.
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Fecker, Dr. Güldner und Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen.

Bitte, Herr Kollege Fecker!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Wir fragen
den Senat:

Erstens: Welche generellen Aussagen kann der Se-
nat über die Form, Häufigkeit und Wirkung der bis-
herigen Kontrollen nach dem neuen Waffenrecht bei
Besitzerinnen und Besitzern von Waffen treffen?

Zweitens: Plant der Senat Veränderungen bei die-
sen Kontrollen, und welche Verbesserungen erhofft
er sich davon?

Präsident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
von Herrn Senator Mäurer.

Senator Mäurer: Herr Präsident, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Für den Senat beantworte
ich die Anfrage wie folgt:

Zu Frage 1: Nach dem bisherigen Waffenrecht war
eine Überprüfung der sicheren Aufbewahrung von
Waffen durch die Waffenbehörde vor Ort nur mög-
lich, wenn begründete Zweifel bestanden. Nach den
tragischen Ereignissen von Winnenden ist das Waf-
fenrecht geändert worden. Kontrollen vor Ort durch
die Behörden sind jetzt ohne begründeten Anlass
möglich. Die Waffenbehörden in Bremen haben von
diesen Befugnissen Gebrauch gemacht. Die Ergeb-
nisse zeigen, dass in hohem Maße gegen die Vorschrif-
ten zur sicheren Aufbewahrung verstoßen wird, sei
es aus Unkenntnis oder aus Gleichgültigkeit. Eine
Verstärkung der Kontrollen vor Ort erscheint daher
unbedingt geboten. Die Erfahrungen der Behörden
zeigen auch, dass die Waffenbesitzer vielfach bereit
sind, auf den weiteren Besitz zu verzichten, wenn eine
vorschriftsmäßige Sicherung zu Kosten etwa für die
Beschaffung von Waffenschränken mit bestimmten
Sicherheitsstufen führt. Damit leisten die Kontrollen
gleichzeitig einen Beitrag, den Waffenbesitz in Pri-
vathaushalten zu vermindern.

Zu Frage 2: Um kurzfristig möglichst viele Kontrol-
len vor Ort durchführen zu können, sollen zusätzlich
zu den Bediensteten der Waffenbehörde des Stadt-

amtes pensionierte Polizeibeamte eingesetzt werden.
Durch diese zeitlich begrenzte Maßnahme soll die
Sicherheit bei der Waffenaufbewahrung zügig ver-
bessert werden. Der Senat weist darauf hin, dass flan-
kierend zu den Kontrollen vor Ort auch durch Maß-
nahmen im verwaltungsbehördlichen Verfahren eine
Überprüfung der sicheren Aufbewahrung stattfindet.
Bei jedem Kontakt von Waffenbesitzern zur Waffen-
behörde, gleichgültig aus welchem Grund, werden
auch Nachweise über die sichere Aufbewahrung der
Waffen verlangt, sofern diese noch nicht vorliegen.
– Soweit die Antwort des Senats!

Präsident Weber: Herr Kollege Fecker, haben Sie
eine Zusatzfrage? – Bitte sehr!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Ja, gern!
Herr Senator, in Bremen gibt es rund 7 900 Waffen-
besitzer. Wenn man die Auftritte der Waffenlobby-
isten nach dem Amoklauf von Lörrach sieht, dann
ist stets einer der Kritikpunkte dieser Lobbyisten, dass
die gesetzlichen Regelungen absolut in Ordnung sei-
en und wir vielmehr ein Vollzugsdefizit hätten. Tei-
len Sie diese Einschätzung, oder sehen Sie nicht nach
den Vorfällen in Lörrach die erneute Möglichkeit, das
Waffenrecht zu novellieren?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Das alte Waffenrecht zeigt in einer
sehr großen Eindeutigkeit, dass sich hier Verhältnisse
entwickelt haben, die überhaupt nicht akzeptabel
sind. Mit der letzten Reform, das heißt der Verschär-
fung der Möglichkeit, jetzt ohne einen konkreten Ver-
dacht auch dann Hausbesuche zu machen, haben wir
eine  deutlich  verbesserte  Rechtsgrundlage.  Jetzt
kommt es darauf an, dass wir das im Vollzug umset-
zen. Dazu haben wir zusätzliche Kräfte mobilisiert,
weil das allein mit den Mitarbeitern des Stadtamtes
nicht möglich ist. Wir haben die ersten Ergebnisse
nach wenigen Wochen: Es sind 100 Waffen bereits
einfach so abgegeben worden, die bisher in priva-
ten Haushalten herumlagen. Das zeigt einfach, wie
wirksam diese Kontrollen sind. Es gibt vielleicht auch
einen Blick darüber, wie diese Waffen bisher aufbe-
wahrt worden sind.

Präsident Weber: Haben Sie eine weitere Zusatz-
frage? – Bitte sehr!

Abg. Fecker (Bündnis 90/Die Grünen): Eine Fra-
ge hätte ich noch, Herr Senator, zur Kontrolle der
Waffen in der Seestadt Bremerhaven! Liegen Ihnen
Erkenntnisse vor, wie es dort abläuft?

Präsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Mäurer: Das ist mir nicht zugänglich. Ich
denke aber, die Rechtslage ist eindeutig. Ich vertraue


